
ge
ſev

rn

eis

an
ach

es
der

ten
He
er
ach

be

der
be
der
nen

zu

elbe

der
68.
den.

rik
den

ner-
be

ung

Ge-
ung
uge

und

ung
dür

--—=„=rv--v--„vx-vx

rſeburger
e r ez v T J u r

w 7
e

5
e

3

Drei und Zwanzigſter Jahrgang
1. Quartal. Sonnabend den 24. Februar 1849.

mm—mmz- äm—-

Bekanntmachungen.Sämmtliche Ortsbehörden des Merſeburger Kreiſes weiſe ich hierdurch an, ungeſäumt zur Anfertigung der Stamm-
liſten zu ſchreiten, zu dieſem Behufe von den Herren Geiſtlichen die erforderlichen Extracte aus den Kirchen-Regiſtern über

ſämmtliche in dem Jahre 1829 Geborenen männlichen Geſchlechts ſich zu erbitten, ſodann die Stammliſten ſelbſt darnach
unter Beobachtung der bekannten geſetzlichen Vorſchriften anzufertigen und ſolche ſpäteſtens bis

zum 2 8. dieſes Monatsnebſt den gedachten Extracten mir zu überreichen, widrigenfalls die Säumigen zu gewärtigen häben, daß die Stammliſten
durch expreſſe Boten auf ihre Koſten abgeholt werden.

Bei dieſer Arbeit iſt überall nach Vorſchrift des J. 1. der Jnſtruction vom 13. April 1825 (Amtsblatt 1825 S. 221.
seq.) zu verfahren, wobei ich noch auf folgendes beſonders aufmerkſam mache.

Zur Aufnahme in die Stammliſte nach alphabetiſcher Folgenreihe ihrer Namen, jede Abtheilung für ſich, kommen
A. alle diejenigen, welche in den Jahren 1825, 1826, 1827 und 1828 im Orte ſelbſt geboren ſind, ſowie diejenigen,

welche in dieſen Jahren zwar auswärts geboren ſind, deren Eltern jedoch im Orte wohnen und alle, die ſich nur
zur Zeit als Dienſtboten, Lehrburſchen, Geſellen oder in anderer Weiſe daſelbſt aufhalten ſofern ſie nicht bei
frühern Aushebungen zur Einſtellung gekommen ſind, keine ſonſtige definitive Entſcheidung erhalten haben auch
von den künftigen Geſtellungen nicht ausdrücklich entbunden worden ſind. Ueber die früheren Geſtellungen vor
auswärtigen Militair-Commiſſionen haben die Militairpflichtigen die vorſchriftsmäßigen Geſtellungs- Atteſte vor
zulegen, und die Ortsbehörden müſſen dieſelben der betreffenden Stammrolle beifügen.

B. Alle diejenigen, welche vom I. Januar bis zum letzten December 1829 geboren worden ſind, und ſich daſelbſt aufhalten.
Ganz beſondere Aufmerkſamkeit iſt dabei auf die auswärts Gebornen zu richten damit derartige Perſonen nicht

übergangen werden. Es iſt daher nach ſolchen Jndividuen die genaueſte Nachfrage in jeder Familie des Orts zu halten
und in Fällen, wo Zweifel über die Alters Angaben obwalten oder letztere nicht mit Zuverläſſigkeit gemacht werden kön
nen, die Beibringung der Geburtsſcheine zu erfordern.

Beſonders iſt wegen der auswärts Gebornen, außer der ſorgfältigen Nachfrage, auch die nach S. 1. der obenge-
dachten Jnſtruction zu erlaſſende Aufforderung zur Meldung werin der Meldungstermin zugleich zu beſtimmen, unge

eſäumt an geeigneten Stellen auszuhängen.
Bei den auswärts gebornen Jndividuen muß auch der landräthliche Kreis aus welchen dieſelben zugezogen, in

der Stammrolle mit aufgeführt werden. Nicht weniger wird erwartet, daß die Ortsbehörden überall in Colonne 10. der
betreffenden Stammrolle angeben, wo ſich die Eltern der Militairpflichtigen zur Zeit aufhalten und in Colonne 8. noch
bemerken, welchem Stande oder Gewerbe die Militairpflichtigen angehören.

Endlich ſind alle im militairpflichtigen Alter ſtehenden und in den Jahren 1825 bis 1829 einſchließlich gebornen
Männer verpflichtet, ſich unaufgefordert bei der Behörde des Orts, wo ſie ſich befinden, zur Aufnahme in die Militairliſten
zu melden, widrigenfalls dieſelben, wenn ſie überſehen und nicht mit zur Kreisreviſion herangezogen werden ſollten, nicht
nur aller Reeclamationsgründe wegen häuslicher Verhältniſſe verluſtig gehen, und ohne Rückſicht auf ihre Looſungsnummer
eingeſtellt werden, ſondern auch Strafe zu gewärtigen haben.

Ebenſo werde ich die Ortsbehörden ohne Nachſicht in Strafe nehmen wenn ich ſpäterhin in Erfahrung bringen
ſollte, daß ſie der vorſtehenden Verfügung nicht mit gehöriger Genauigkeit und Sorgfalt nachgekommen ſind.

Merſeburg, den 19. Februar 1849 Der Königl. Landrath Weidlich.
Jn Gemäßheit des Z. 62. der Verordnung vom 3. Januar d. J. über Einführung des mündlichen und öffent-

lichen Verfahrens mit Geſchwornen in Unterſuchungsſachen, Geſetz Sammlung pag. 14., fordere ich die Magiſträte und
die Ortsrichter des Kreiſes hierdurch auf, für jeden Ort ein Verzeichniß derjenigen, welche zu Geſchwornen berufen werden
können, nach dem nachſtehenden Schema ſchleunigſt alphabetiſch anzufertigen und binnen 14 Tagen unfehlbar zu überreichen.

Laufende
er z. e t ch n F.

9 Vor und Zuname. Stand. Alter. Wohnort.Nummer.
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Geſchworne können nur Männer werden, welche zwiſchen 30—-70 Jahre alt ſind, ſich im Vollgenuß der bürger-

lichen Nechte befinden, wenigſtens ſeit einem Jahre in der Gemeinde wohnen und mindeſtens jährlich 18 Thlr. Klaſſen-
ſteuer oder 20 Thlr. Grundſteuer (mit. Ausſchluß der Beiſchläge) oder
Vorausſetzung einer dieſer Arten der Beſteuerung, zu entri

24 Thlr. Gewerbeſteuer entrichten oder unter der
chten haben würden oder endlich ohne Rückſicht auf den

Steuerſatz zur Kategorie der Rechtsanwälte und Notarien, der Profeſſoren, der approbirten Aerzte und der Beamten, welche
entweder von Sr. Majeſtät dem König unmittelbar ernännt worden ſind, oder ein Einkommen von wenigſtens jährlich
500 Thlr. beziehen.

Nur vorſtehend bezeichnete Perſonen ſind in die Verzeichniſſe aufzunehmen.
dem aber bleiben auch noch nachbenannte ausgeſchloſſen

Alle übrigen ſind wegzulaſſen, außer

Miniſter und Unterſtaats Seeretaire, Regierungspräſidenten, Landräthe und Polizei Directoren,
richterliche Beamte, StaatsAnwälte und deren Gehülfen,
im activen Dienſte befindliche Militairperſonen,
Religionsdiener aller Confeſſionen, Elementarſchullehrer und Dienſtboten.

Merſeburg, den 20. Februar 1849. Der Königl. Landrath Weidlich.
Jch bringe hierdurch zur Kenntniß, daß diejenigen Kriegsreſerviſten, welche um Erlangung des Auswanderungs-

eonſenſes nachſuchen, mit dem Kriegs-Reſervepaſſe zugleich die Beſcheinigung des Herrn Landwehr Bataillons-Comman-
deurs über die geſchehene Meldung des Vorhabens beizubringen haben.

Merſeburg, den 19. Februar 1849. Der Königl. Landrath Weidlich.
Gewerbefreiheit und Gewerbeordnung.
Wir wollen die Freiheit, aber im Wege der Ordnung.

Dies Wort paßt auch auf die Gewerbe. Die Regierung
hatte Recht, die gewerblichen Verhältniſſe zu ordnen das
Gute der Gewerbefreiheit kann erhalten und Ordnung und
Regel doch hergeſtellt werden.

Niemand wird wohl die alte Zunftverfaſſung wieder
wünſchen. Die Mißbräuche und die gehäuften Erſchwerun-
gen bei dem Meiſterwerden, die Hemmung der Coneurrenz
förderten die Gewerbe nicht, es blieb immer beim Alten.
Es wird müſſen zugegeben werden daß in mancher Bezie
hung das Publikum durch die Gewerbefreiheit gewonnen
hat jedenfalls ſind die Erzeugniſſe der Gewerbe viel wohl-

feiler geworden nach Einigen haben die Waaren an inne-
rem Werth verloren, Andere behaupten, die Waaren ſeien
auch an Mannichfaltigkeit, Güte und Geſchmack beſſer ge
worden. Aber, ſagt man ferner: der Meiſter wurden zu
viel, und einer nehme den andern das Brod. Mag ſeyn,
daß bei der bisherigen Gewerbefreiheit mehr das Jntereſſe
der Kaufenden, des Publikums, gewahrt war, als das der
Gewerbtreibenden. Jndeſſen iſt jedenfalls das Uebel, daß
der Meiſter zu viel wurden, nicht ſo groß, als man gewöhn-
lich meint. Es kam vor 25 Jahren im preußiſchen Staat
auf 41 Menſchen Ein Meiſter, jetzt auf 39. Der Geſellen
und Lehrlinge ſind dagegen ſehr viel mehr geworden, als
ſonſt es kam vor 25 Jahren auf 71 Menſchen Einer, jetzt
auf 47. Auch haben ſich im Jnnern der Gewerbe wohl
Uebelſtände entwickelt, die in Zahlen nicht hervortreten. Jn
den ſtatiſtiſchen Tabellen laſſen ſich Geſellen und Lehrlinge
nicht unterſcheiden. Bei manchen Gewerben wurden ſehr
viel Lehrlinge angenommen und dieſe wohl oft zu anderen
Zwecken, als zur Erlernung des Gewerbes benutzt, ſo daß
ſie untüchtige Geſellen und ſchlechte Meiſter wurden. Jeder,
der Meiſter werden will, wird nachweiſen müſſen, daß er
das Gewerbe verſtehe.

Corporationen der Gewerbtreibenden, Jnnungen ſind
uralt. Wenn durch ſie nur nicht eine zu weit gehende Macht
des Ausſchießens der Concurrenz begründet wird, ſo haben
ſie, von moraliſcher Seite aus, ſehr viel Gutes. Es iſt
ſehr löblich, wenn der Sohn armer Aeltern bei dem Ge-
werbmeiſter in Zucht und Ordnung genommen wird, und
früh ſeinen Unterhalt findet. Es iſt vortrefflich, wenn die
Jnnungsmitglieder der Wittwen und Waiſen ihrer Gewerks-
genoſſen ſich annehmen, auf Ehre, Anſtand und Ordnung
in ihrer Corporation halten.

Die Jnnungen ſind auch von politiſcher Seite aus
ſehr wichtig. Der Staatsorganismus iſt bedingt dadurch,
daß Communalverbände in ſich zuſammenhalten. Communen,
Bezirke, Kreiſe, bilden in ſich ein Ganzes, aus denen der
Staatsverband hervorgeht. Durch dieſe kleineren Kreiſe
wird der Gemeinſinn geweckt, und Jnnungen und Gewerbs-
eorporationen ſind ſehr wichtige Theile und Momente für die
Communalverbände. Dazu kommt, daß die Gewerbetrei-
benden einen ſehr bedeutenden Theil der Nation ausmachen,
und deshalb auch ihrerſeits einen billigen Schutz für ihre
eigenen Jntereſſen in Anſpruch nehmen können. Handwerks-
meiſter ſind im preußiſchen Staat jetzt 598,462; Gehülfen
und Lehrlinge 435,664; rechnet man 1 der letzteren als
noch nicht 14 Jahr alt, ſo ſind Gewerbtreibende über 14
Jahr 925,210 im preuß. Staat.

Die ganze männliche Bevölkerung des Staats, die über
14 Jahr alt, beträgt 5 Mill. 212,293. Von dieſen ſind
die Gewerbtreibenden 18 pCt. Es gehört beinahe der fünfte
Theil der erwachſenen männlichen Bevölkerung dem gewerb-
lichen Stände an, und gerade die Meiſter ſind der Kern des
höchſt achtbaren Mittelſtandes, beſonders in den Städten.
Hatte die Regierung denn nicht Recht, auf die lebhaft aus-
geſprochenen Wünſche eines ſo bedeutenden Theils der Nation
billige Rückſicht zu nehmen? Iſt nicht zu erwarten daß,
wenn wirklich gegen das Geſammtintereſſe in einem oder
dem andern Punkte ſollte zu viel gefordert ſeyn, was
ganz dahin geſtellt bleiben mag der ſo gebildete Gewerbe-
ſtand binnen Kurzem von zu weit gehenden Forderungen
ſelbſt zurücktreten wird Der wahre Vaterlandsfreund
kann es nur mit Freude begrüßen, wenn der ſo achtbare
Gewerbeſtand mit den Maßregeln der Regierung einverſtan-

den iſt. (Berl. Nachr.)Berlin, den 13. Februar 1849. Dieteriei.
Der Magdeburger Correspondent meldet aus Stettin

vom 12. Februar. Das californiſche Goldfinden hat auch
hier den Speculationsgeiſt rege gemacht. Mitte März d. J.
wird das Packſchiff Norma 284 Normallaſten groß
von hier nach Verakruz abgehen. Von Verakruz geht die
Reiſe über Mexiko Guanaxnato und Majatlan zu Lande.
Das Paſſagiergeld koſtet für die Cajüte nur 150 Thlr.
Wahrlich ein ſpottbilliger Einſatz, um in der großen cali-
forniſchen Goldlotterie das große Loos zu gewinnen. Be-
reits haben ſich auch ſchon mehrere Auswanderungsluſtige
von nah und fern gemeldet, welche Europamüde in den Thä-
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lern des Sacramento ſich eine Hütte von Gold bauen wol-
len. Dieſe Anmeldungen kommen jedoch meiſtens vom Bin-
nenlande und enthalten ein wahres Charivari komiſcher und
naiver Anfragen. Vielleicht wird es auch einigen Jhrer Le
ſern „vom ſüßen Waſſer“ nicht unintereſſant, einige neueſte
zuverläſſige Nachrichten über Golkonda zu erhalten und Sie
verſtatten mir daher wohl ſolche nach dem „Boſton Herold“
Jhnen mitzutheilen. „Jn Ermangelung von Lagerhäuſern
häuft man das Gold in den Straßen von St. Francisco
auf. Von 50 zu 50 Schritt erheben ſich Goldbarricaden,
welche bis zum 2ten Stockwerk hinaufreichen. Eiſen iſt ſo
ſelten, daß man ſich nur goldener Nägel und Bolzen be
dient. Mit goldenen Kugeln tödtet man jetzt die ealiforni-
ſchen Büffel. Bereits iſt eine Eiſenbahn deren Schienen
aus Goldplatten beſtehen ſollen, nach den Goldwäſchereien
in Angriff genommen.“ Sie ſehen es verwandelt ſich in
dieſem Lande des Midas Alles in Gold und es ſcheint da-
her faſt eine Thorheit, zu Hauſe zu bleiben und ſich redlich
zu ernähren.“

Aus Berlin wird gemeldet: Die Wahlen zur zweiten
Kammer ſind jetzt vollſtändig bekannt. Das Reſultat iſt
nach unſerer Rechnung, daß von 350 Abgeordneten 192 der
conſervativen und 158 der radicalen Partei angehören, alſo
eine Majorität von 34 für die erſtere Partei ſich heraus
ſtellt. Unter den gewählten Abgeordneten befinden ſich
7 jetzige und geweſene Miniſter, 18 Landräthe, 13 Bürger-
und Oberbürgermeiſter, 85 Juriſten 39 andere Königliche
und ſtädtiſche Beamten, 28 Lehrer, Profeſſoren und Literaten,
32 Geiſtliche, 5 Militair- Perſonen 8 Aerzte, 52 Gutsbe-
ſitzer, 19 Kaufleute, 12 Handwerker und andere Gewerbe-
treibende, 19 bäuerliche Wirthe, zuſammen 237; die übrigen
13 ſind ihrem Stande und ihrer Beſchäftigung nach unbe-
ſtimmt.

Wieder Folgen des Jagdgeſetzes aus der Provinz
Brandenburg: „Auf der Jagd bei Kammern unfern

Brandenburg wurden ein Haſe und ein Schmidt todtge
ſchoſſen fünf Bauern verwundet. Jm Oberbarnimſchen
Kreiſe haben zwei Gebrüder Tiemann, der eine einen

Studenten der andere einen Gärtner innerhalb 14 Tagen
erſchoſſen. Bei Seelen wurde ein Mann hinter einer
Hecke erſchoſſen. Jn Freienwalde hat ſich ein Bäckermeiſter
ſelbſt erſchoſſen. In Ringenwalde hat ſich ein Koſſäth durch
den Fuß geſchoſſen, ſo daß dieſer abgenommen werden muß.

Boruſſia an Germanig.“)
Germania hoch! Du Land der Eichen,

Des edle Söhne nimmer weichen,
Ob auch das Leben gräßlich ſtürmt.
Ob auch die Völker ringsum wüthen,
Weil Deutſche Einheit treibet Blüthen,
Nur Muth, Gott iſt's, der Dich beſchirmt.

Sieh' Auſtria dort, vermeſſen ſpielend,
Wie es, nach Deinem Herzen zielend,
Gern ſtören möcht' die Einigkeit.
Zag' nicht, Boruſſia wird Dich ſchützen,
Und müßten auch die ſcharfen Schwerdter blitzen,
Es bleibt Dir dennoch treu in dieſer Zeit.

Dieſes Gedicht, von einem jungen Handwerker herrührend und uns
zum Abdruck empfohlen, nehmen wir, trotz mancher Unrichtigkeiten in
Form und Gedankenfolge, doch um ſo lieber auf, als es ein ſchönes
Zeugniß iſt von dem Fleiße und der Geſinnung eines jungen Mannes,
der nur die gewöhnliche Volksſchulbildung genoſſen hat.

Die Redaction.

O Auſtria! es wird Dir nicht gelingen,
Die Deutſchen um ihr gutes Recht zu bringen
Und zu zerreißen 's theure Vaterkand!
Dir iſt's nicht recht, daß es ſich ſtark erhebet,
Daß es jetzt nach der Einigkeit nur ſtrebet,
Sich ſchützen will mit eigner kräftiger Hand.

Nicht Träume ſind's, die jetzt Germania bewegen,
Es iſt die Freiheit, die mit ſtarken Schlägen
Die Völker weckte aus der Lethargie.
Nur Ein Gedanke lebt im großen Vaterland
„„Daß alles ſei vereinigt durch ein Bruderband.“
Und den Gedanken dämpfen, das vermagſt Du nie.

Germaniag, du rufſt mir zu „„Entſchließe dich.!““
Und ſtritt ich denn nicht ſchon ſo oft für Dich
Glaub'ſt Du, ich würd' Dich jetzt verlaſſen Sag!
Nein nimmermehr! ich werde zu Dir halten,
Mein Banner will ich Dir zum Schutz entfalten
Mit aller Kraft, wie nur ein Volk vermag.

Steh' feſt, Germaniag, und halte treu zuſammen,
Dann komm“ die Hölle ſelbſt mit ihren Flammen,
Und Du wirſt beben nicht vor ihrem Schwarm.
Wie ſich das Gold im Feuer muß verklären,
So wirſt Du Dich in jedem Sturm bewähren,
Und ſtark und immer ſtärker wird Dein Arm.

Jn Dir allein nur kann ich Heil erſehen,
Doch muß ich dazu ganz in Dir aufgehen.
Mein König ſprach's, er hält ſein fürſtlich Wort.
Vertraue Jhm, er wird im Kampfe zeigen,
Daß ſeine Treu' iſt lauter, ohne Gleichen
Er wird Dir ſein ein ſtarker Schild und Hort.

Noch einmal Hoch! Den Fürſten ſoll es klingen,
Die mit geholfen, jenes Band zu ſchlingen
Die recht verſtanden dieſe große Zeit.
Jch ſchwöre Dir, Germania, auf's Neue,
Daß ich zu Dir will halten ſtets mit Treue,
Und rufe laut: Hoch deutſche Einigkeit.“

Merſeburg, den 17. Februar 1849. B. H.

Am Sonntage Jnvocavit predigen unter Bezugnahme
auf die Eröffnung der Kammern in der

Schloß und Domkirche: Vorm. Herr Confiſtorialrath Frobenius;
Nachm. Herr Diac. Simon

Stüädtkirche: Vorm. Herr Paſtor Schellbacch z. Nachm. Herr Diac.
Hartung.

Neumarktskirche: Herr Paſtor Triebel.
Altenburger Kirche: Herr Pfarrverweſer Kötteritz.

Allgemeine Beichte und Abendmahl. Die Beichte beginnt früh 410 Uhr.

Kirchennachrichten von Merſeburg.
Dom. Geboren: dem Schuhmachermſtr. Sutter eine Tochter
Stadt. Geboren: dem Schuhmachermſtr. Kuzias ein Sohn dem

Handarbeiter Lautenſchläger eine Tochter dem ehemal. Unteroffizier Billig ein
Sohn. Getrauet: der Droſchkenkutſcher Franke aus Halle mit Friederike
Eleonore Weber. Geſtorben: die jüngſte Tochter des Schuhmachermſtrs.
Gleie, 11 W. alt, an Krämpfen die einzige Tochter des Handarbeiters Ron-
niger, 8 W. alt, am Keuchhuſten die geſchiedene Dietze, 65 J. alt, an Al-
tersſchwäche der älteſte Sohn des Lehrers und Küſters Mansfeld, 4 J. 3 M.
1 T. alt, an der Bräune-.

Neumarkt. Paeut.
Altenburg. Geboren: dem Handarbeiter Tänzer eine Tochter dem

Viehhändler Linke eine Tochter dem Mühlknappen Schüller eine Tochter
Getrauet: der Einwohner Thieme mit Johanne Caroline Krüger aus Lützſchena.

Geſtorben: die Ehefrau des Handarbeiters Mauff, 53 J. alt, an Ma-
genverhärtung eine außerehel. Tochter, 6 T. alt, an Krämpfen.

Bekanntmachungen.
Bekanntmachung. Der bisherigen Einrichtung zu

Folge ſind die Grundſtenern quartaliter und zwar in der
Mitte eines jeden Vierteljahres an die hieſige Stadt-Haupt-
kaſſe zu zahlen geweſen.

Nach g. 7. des Abgabengeſetzes vom 30. Mai 1820 ſind
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jedoch die Kommunen verbunden die Grundſteuern in mo-
natlichen Beiträgen vor Ablauf eines jeden Monats an die
Staatskaſſe abzuführen und die hieſige Königl. Regierung
verlangt für die Zukunft die pünktliche Befolgung dieſer
Vorſchrift.

Unter dieſen Umſtänden fordern wir die hieſigen Haus-
und Feldbeſitzer ſowohl als auch die auswärtigen Feldbeſitzer
hiermit auf von dieſem Jahre ab ihre Grundſteuern mo
natlich und zwar bis zum 16. eines jeden Monats, bei Ver
meidung executiviſcher Maaßregeln, an unſere Kaſſe abzu
liefern. Merſeburg, den 19. Februar 1849.

Der Magiſtrat.
Militair- Begenung

Mit Hinweiſung auf die im 15. Stück des hieſigen
Kreisblattes befindliche Bekanntmachung des Königlichen
Landraths hier, fordern wir alle diejenigen Militairpflichti-
gen, welche in der Zeit vom 1. Januar 1825 bis ultimo De-
cember 1829 hier geboren ſind oder ſich zur Zeit hier
aufhalten und über ihre Entlaſſung noch keine beſtimmte
Entſcheidung erhalten haben auf, ſich unfehlbar bis zum
26. d. M. in unſerm Militair-Bürean zu melden und event.
die Geſtellungs-Atteſte mitzubringen,

Etwaige Reklamationen müſſen bis zum 26. in
duplo in unſerm Militair-Büreau abgegeben werden wo-
ſelbſt auch auf Erfordern die auf das Aushebungs-Geſchäft
gewünſchte Auskunft ertheilt werden wird.

Merſeburg, den 21. Februar 1849.
Der Magiſtrat.

HOeffentliches Aufgebot.
Alle diejenigen, welche aus der Zeit vom 1. April 1846

bis 1. December 1848 an die durch den in Folge rechtskräf-
tigen Erkenntniſſes ſeines Amtes entſetzten Gerichtscommiſ-
ſions Actuarius Marx verwaltete Sportel- Kaſſe der Königl.
Gerichts Commiſſion zu Schkeuditz irgend einen Anſpruch
zu machen haben, werden hierdurch vorgeladen, ihre Forde-
rungen binnen 3 Monaten, ſpäteſtens aber in den hierzu
auf den 7. Juni 1849, Vormittags 10 Uhr, an hieſiger
Gerichtsſtelle vor dem Deputirten Herrn Land und Stadt-
gerichts Rath Schäfer anberaumten Termine anzumelden
und ihre Anſprüche näher zu begründen, unter der Verwar-
nung, daß ſie nach fruchtloſen Ablauf des Termins ihres
Anſpruchs an die Kaſſe für verluſtig erachtet und lediglich
an den 2c. Maxyx ſelbſt, dem die beſtellte Caution zurückge-
zahlt wird, verwieſen werden.

Merſeburg, den 13. Februar 1849.
Königliches Land- und Stadt- Gericht.

Freiwillige Subhaſtation.
Nächſtfolgende, der Friederike Oertel hierſelbſt und de

ren minorennen Tochter Friederike Simon gehörige Grund-
ſtücke:

a) die Hälfte der vor dem hieſigen Hospitalthore gelegenen,
Nr. 264. des Hypothekenbuches von Lützen eingetragenen

Scheune, taxirt 154 Thlr. 5 Sgr.,
b) eine in der Lützener Schloßmarke Nr. 10 a. 645. 1330 a.

gelegenen Viertelhufe Feldes, taxirt 839 Thlr. 5 Sgr.,
ſollen auf

den 9. März er. Vormittags 10 Uhr,
an Gerichtsſtelle öffentlich verſteigert werden.

Die Taxe kann in unſerer Regiſtratur eingeſehen werden.
Lützen, den 4. Februar 1849.

Königliche Gerichts-Commiſſion.

Auction. Die kommende Mittwoch den 28. dieſes
und Donnerstag den 1. kommenden Monats von
früh 19 Uhr an, auf hieſigem Rathskeller ſtattfindende
Sattler und Riemerwaaren, ſo wie auch Meubles Auction
wird hiermit in Erinnerung gebracht.

Merſeburg, den 22. Februar 1849.
Rindfleiſch, Auct. Commiſſ.

Verkauf einer Schmiede.
Jn Rippach bei Weiſenfels, wodurch die Frankfurter

Chauſſee führt, ſoll die daſelbſt befindliche Schmiede, neben
dem Gaſthofe liegend, nebſt einer Hufe Feld und einer Wieſe,
öffentlich verkauft werden. Das Nähere bei dem Beſitzer.

Verkauf. Drei Stück ganz dauerhafte Miſtbeet-
e er ſtehen zum Verkauf beim Glaſermeiſter Berlich

ier,

Anzeig eWegen Mangel an Raum beabſichtige ich mein Möbel-
geſchäft bis auf folgende Artikel, nämlich Sophas und
Divans, Rohrſtühle und Bettſtellen zu reduziren und ver-
kaufe ich deswegen die übrigen Gegenſtände, worunter ſich
verſchiedene Sorten Schränke, Kommoden Tiſche, Spiegel
und auch noch ein Schreibſeeretair befinden unter dem

Einkaufspreis. F. E. Wirth.
Bekanntmachung. Da die Fröhne auf dem Rit-

tergute Kleinlauchſtädt abgelöſt worden iſt, ſo können
vom 1. April an, noch einige Dreſcher- Familien daſelbſt
Arbeit finden.

Sonntag den 25. Februar wie alle folgende Sonntage,
Abends 7 Uhr, Handwerker- Verſammlung im Saale des

Riſchgartenlokals. W.
Concert- Anzeige.

Sonntag den 25. Vebruar Concert im
Saale des, Bürgergartens. Zur Aufführung
kommt: der Ratzenmusik- VValzer von Vahr-
bach und Belona, grosses Potpourri von La
bitzhki. Braun, Stadtmusikus.

e Zum Schlachtefeſt
auf dem Rathskeller, Montag den 26. Fe-
bruar, ladet ergebenſt ein

G. Vackhaus.

Creipau am letzten Sonntage verloren worden.

Verloren. Eine kleine hellbraune Ledertaſche mit
einem Knabenhemd und 2 bunten Taſchentüchern iſt vor

z Der Findererhält in der Expeditioned. Bl. eine Belohnung von 10 Sgr.

Geſucht. Ein unverheiratheter mit guten Zeugniſſen e
verſehener Gärtner, der auch häusliche Beſchäftigungen über
nimmt kann ſogleich einen Dienſt
Wurmb von Zink.

Montag Abend gefälligſt einzuſenden.

finden beim Major

x Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind bis

Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben. Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg.

Hierzu eine Beilage.
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Peilage zum 16. Stück des

Das nene Gewerbegeſetz.
Fortſetzung.

g. 36. Die Prüfung eines Lehrlings über die einem Geſellen nöthigen
Kenntniſſe und Fertigkeiten iſt vor dem Ablaufe eines dreijährigen Zeitraums
nach der Aufnahme in die Lehre nicht zuläſſig. Ausnahmsweiſe kann dieſelbe
mit Zuſtimmung des Lehrherrn, von dem Gewerberathe ſchon nach Ablauf
einer einjährigen Lehrlingszeit geſtattet werden, wenn der Lehrling das zwan-
zigſte Lebensjahr zurückgelegt, oder durch den Beſuch einer Gewerbeſchule oder
ſonſt Gelegenheit gefunden hat, die einem Geſellen nöthigen Kenntniſſe und
Fertigkeiten in kürzerer als dreijähriger Friſt zu erwerben.

37. Die Meiſter- und Geſellen Prüfungen (99. 35. 36.) werden bei
jeder Jnnung durch eine Commiſſion bewirkt, welche aus einem Mitgliede der
Communalbehörde als Vorſitzendem, aus zwei von der Jnnung gewählten
Meiſtern und aus zwei von den Geſellen des Handwerks gewählten Geſellen
beſteht. Jährlich ſcheidet aus dieſer Commiſſion ein Meiſter und ein Geſelle
aus, welche jedoch wieder wählbar ſind.

38. Wer von der Prüfungs-Commiſſion einer Jnnung als unbefähigt
zurückgewieſen iſt, kann hiergegen den Rekurs an die Kreis-Prüfungs-Commiſ-
ſion deſſelben Handwerks einlegen. Dieſer Rekurs muß binnen vierzehn Tagen
nach dem Tage der Zuſtellung des zurückweiſenden Beſcheides bei der Com-
miſſion, welche ſolchen erlaſſen hat, angemeldet werden.

g. 39. Für jedes Handwerk 23.) ſind von der Regierung in den
einzelnen Kreiſen nach Maßgabe der örtlichen und gewerblichen Verhältniſſe
eine oder mehrere Kreis Prüfungs Commiſſionen einzuſetzen. Jede derſelben
wird unter dem Vorſitze eines von der Regierung ernannten Commiſſarius aus
zwei Meiſtern und aus zwei Geſellen gebildet. Zu dieſem Behufe wählen all
jährlich in jeder Stadt des Prüfungs-Bezirkes die Jnnung, oder, wo eine Jn-
nung nicht beſteht, die Meiſter des Handwerks zwei bis vier Meiſter, desglei
chen die Geſellen des Handwerks zwei bis vier Geſellen, unter welchen der
Vorſitzende in jedem einzelnen Falle die bei der Prüfung zuzuziehenden Mit-
glieder der Commiſſion auswählt.

40. Gewerbetreibende welche einer Jnnung nicht beitreten wollen,
können die Prüfung bei der Kreis-Prüfungs-Commiſſion ablegen. Desgleichen
können die nicht bei einer Jnnung aufgenommenen Lehrlinge die Geſellen-Prü-
fungen bei der Kreis-Prüfungs-Commiſſion beſtehen. Gegen die Entſcheidung
der Kreis Prüfungs Commiſſion iſt der Rekurs an eine benachbarte Kreis
Prüfungs Commiſſion zuläſſig deren Wahl dem Rekurrenten freiſteht. Der
Rekurs iſt binnen vierzehn Tagen bei der Commiſſion, vor welcher die Prüfung
ſtattgefunden hat, anzumelden.

g. 41. Wer den Rekurs (9. 38. 40.) nicht rechtzeitig angemeldet hat,
darf erſt nach ſechs Monaten zur Ablegung einer neuen Prüfung zugelaſſen
werden. Sowohl bei der Erledigung des Rekurſes, wie bei der ſpäteren
Wiederholung der Prüfung iſt, wenn der Geprüfte nur in einem Theile der
Prüfung nicht beſtanden hat, die neue Prüfung auf dieſen Theil zu beſchränken.

42. Der zu Prüfende muß darthun daß er im Stande ſei, die ge-
wöhnlichen Arbeiten ſeines Gewerbes ſelbſtſtändig, oder, ſofern es ſich um die
Prüfung eines Lehrlings handelt, als Geſelle auszuführen. Die näheren Be
ſtimmungen über die Prüfungs Aufgaben und über die Form der Prüfungs-
und Entlaſſungs-Zeugniſſe bleiben dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und
öffentliche Arbeiten vorbehalten.

43. Die Prüfungs-Zeugniſſe der in den 37. 39. erwähnten Prü-
fungs-Commiſſionen gelten überall als genügender Nachweis der gewerblichen
Befähigung ſowohl für die Aufnahme in eine Jnnung wie für die Befugniß
zum ſelbſtſtändigen Betriebe des Handwerks. Daſſelbe gilt hinſichtlich der im

45. der Gewerbeordnung erforderten Befähigungs-Zeugniſſe der Regierung.
Eine Wiederholung der beſtandenen Prüfung kann auch wenn der Geprüfte
ſeinen Wohnort verändert, nicht verlangt werden.
IV. Verhältniſſe der Lehrlinge, Geſellen, Gehülfen und

Fabrikarbeiter.
g. 44. Als Lehrling iſt Jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn

zur Erleraung eines Gewerbes in Arbeit tritt ohne Unterſchied, ob die Er-
lernung gegen Lehrgeld oder unentgeldliche Hülfsleiſtung ſtattfindet, oder ob
für Arbeit Lohn gezahlt wird.

g. 45. Durch Ortsſtatuten kann feſtgeſetzt werden daß die Aufnahme
und Entlaſſung aller Lehrlinge, für deren Gewerbe am Orte eine Jnnung be
ſteht, oder errichtet wird, vor dieſer Jnnung erfolgen ſolle ingleichem kann
dadurch eine zweckentſprechende Mitwirkung der Jnnung bei der Aufſicht über
die Ausbildung und über das Betragen derjenigen Lehrlinge, deren Lehrherren
nicht zur Jnnung gehören, angeordnet werden.

46. Vor der Feſtſtellung der in Ortsſtatuten aufzunehmenden Anord
nungen über Verhältniſſe der Geſellen und Gehülfen find Vertreter derſelben,
(Altgeſellen) mit ihren Bemerkungen zu hören. Jnnungs Angelegenheiten,
welche die Intereſſen der Geſellen und Gehülfen berühren müſſen zuvörderſt
durch den Vorſtand der Jnnung gemeinſchaftlich mit Vertretern der Geſellen
zum Zwecke der Vermittelung berathen werden.

m

Merſeburger Kreisblatts.

47. Handwerksmeiſter 23. 24. 26.) dürfen ſich zu den techniſchen
Arbeiten ihres Gewerbes nur der Geſellen Gehülfen und Lehrlinge ihres
Handwerks bedienen ſoweit nicht von dem Gewerberathe eine Ausnahme ge
ſtattet wird. Die Beſchäftigung weiblicher Perfonen unterliegt keiner Beſchränkung.

48. Geſellen und Gehülfen dürfen ſo weit nicht nach den F. 31.
und 76. Ausnahmen ſtattfinden in ihrem Gewerbe nur bei Meiſtern ihres
Handwerks in Arbeit treten.

49. Die tägliche Arbeitszeit' der Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und
Fabrik- Arbeiter iſt vom Gewerbergthe für die einzelnen Handwerks- und Fabrik
zweige nach Anhörung der Betheiligten feſtzuſetzen. Zum Arbeiten an Sonn
und Feſttagen iſt vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in Dringlich-
keitsfällen, Niemand verpftichtet.

50. Fabrik-Jnhaber, ſo wie alle Diejenigen, welche mit Ganz oder
Halb-Fabrikaten Handel treiben, ſind verpflichtet, die Arbeiter, welche mit der
Anfertigung der Fabrikate für ſie beſchäftigt ſind in baarem Gelde zu befrie-
digen. Sie dürfen denſelben keine Waaren kreditiren. Dagegen können den
Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, regelmäßige Bekbſtigung,
Arzeneien und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den von ihnen
anzufertigenden Fabrikaten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabreicht
werden.

d. 51. Die Beſtimmungen des g. 50. finden auch Anwendung auf
Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte Geſchäftsführer Factoren und Auf-
ſeher der dort bezeichneten Perſonen ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren
Geſchäft eine der erwähnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt.

52. Unter Arbeiterr 50.) werden hier auch diefenigen verſtanden
welche außerhalb der FabrikLatten für Fabrik- Inhaber eder für die ihnen gleich
geſtellten Perſonen die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganz oder Halb
Fabrikate anfertigen, oLer ſolche an ſie abſetzen, ohne von dem Verkauf dieſer
Waaren an Konſume.tten ein Gewerbe zu machen.

53. Arbeiter deren Forderungen den Vorſchriften der 50. bis
52. zuwider, anders als durch Baarzahlung berichtigt ſind können zu jeder
Zeit die Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen.

54. Verträge, welche den 50. bis 52. zuwiderlaufen, ſind nichtig.
Daſſelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Fabrik-Jnhabern oder ihnen gleich
geſtellten Perſonen einerſeits und Arbeitern andererſeits über die Entnehmung
der Bedürfniſſe dieſer Letzteren aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie überhaupt
über die Verwendung des Verdienſtes derſelben zu einem anderen Zweck 4 als
zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter
oder ihrer Familien (9. 50.)

55. Forderungen für Waaren welche ungeachtet des Verbots den
Arbeitern kreditirt worden ſind, können von Fabrik-Jnhabern und von den ihnen
gleichgeſtellten Perſonen weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt
geltend gemacht werden ohne Unterſchied, ob ſie zwiſchen den Betheiligten
unmittelbar entſtanden oder mittelbar erworben ſind. Dagegen fallen derglei-
chen Forderungen der Kranken, Sterbe-z, Spar oder ähnlichen Hülfskaſſe zu,
welche in der Wohnorts- Gemeinde des betheiligten Arbeiters für diejenige Klaſſe
von Arbeitern beſteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere ſolcher Kaſſen
vorhanden ſo fällt die Forderung allen zu gleichen Theilen zu, in Erman-
gelung derartiger Anſtalten aber der OrtsArmenkaſſe.

V. Unterſtützung s- Kaſſen und ähnliche Einrichtungen.
56. Durch Ortsſtatuten kann für Alle, welche im Gemeindebezirke

ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, für welches dort eine Jnnung beſteht, mit
Zuſtimmung der Jnnung die Verpflichtung feſtgeſetzt werden den Kranken
Sterbe- und Hülfskaſſen der Jnnungsgenoſſen, ingleichen der Wittwen und
Waiſen Unterſtützungs Kaſſen derſelben beizutreten. Jn ſolchen Fällen darf
hinſichtlich der Beiträge und ſonſtigen Leiſtungen zu den erwähnten Kaſſen und
der daraus zu gewährenden Unterſtützungen zwiſchen den Jnnungsgenoſſen oder
ihren Angehörigen und anderen Betheiligten kein Unterſchied ſtattfinden. Auch
muß den nicht zu den Jnnungen gehörigen Betheiligten durch ſtatutariſche
Anordnungen für die einzelnen Kaſſenverbände, eine den Verhältniſſen entſpre
chende Theilnahme an der Kaſſen Verwaltung und an den Berathungen über
die gemeinſamen Kaſſen Angelegenheiten geſichert, und in gleicher Art wie den
Jnnungsgenoſſen Gelegenheit gegeben werden, von den Ergebniſſen der Kaſſen
verwaltung Kenntniß zu nehmen.

57. Durch Ortsſtatuten kann für Alle, welche am Orte gleiche oder
verwandte Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, die Verpflichtung feſtgeſetzt werden,
zur Beförderung ſolcher Einrichtungen welche die Unterbringung oder Un
terſtützung arbeitſuchender, erkrankter oder aus anderen Gründen hülfsbedürf
tiger Geſellen oder Gehülfen, oder 2) die Fortbildung der Lehrlinge, Geſellen
oder Gehülfen bezwecken, unter den von der Communalbehörde mit Geneh

migung der Regierung feſtzuſtellenden Bedingungen zuſammenzutreten und dazu
Beiträge aus eigenen Mitteln zu entrichten. Dieſe Beiträge ſind für alle
Betheiligte nach gleichen Grundſätzen abzumeſſen. Als Geſammtbeitrag der
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zu den Koſten der unter 7. gedachten Ein-
richtungen darf ein höherer Betrag als die Hälfte desjenigen, welchen die mit
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betheiligten Geſellen und Gehülfen entrichten nicht in Anſpruch genommen
werden. Auch kann den ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden durch die Orts-
ſtatuten die Verpflichtung auferlegt werden die Beiträge ihrer Geſellen und
Gehülfen zu den oben erwähnten Einrichtungen unter Vorbehalt der Anrech-
nung auf die nächſte Lohnzahlung, vorzuſchießen.

58. Die Beſtimmungen im F. 169. der Gewerbeordnung über die
Regelung der Verhältniſſe der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zu ihren Ge
ſellen und Lehrlingen, ſowie über die Verpflichtung der Geſellen zum Beitritt
zu den Geſellen- Kaſſen finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. Außerdem
kann durch Ortsſtatuten für die Fabrik-Jnhaber die Verpflichtung feſtgeſetzt wer
den, ſich bei den Unterſtützungs Kaſſen der Fabrikarbeiter durch Beiträge aus
eigenen Mitteln bis zur Hälfte des Betrages den die bei ihnen beſchäftigten
Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, auch die Beiträge der Letzteren, unter Vor
behalt der Anrechnung auf die nächſte Lohnzahlung vorzuſchießen. Jn den,
von der Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen Verbindungen
und Kaſſen muß den Fabrik-Jnhabern eine ihrer Stellung als Arbeitgeber und
der Höhe ihrer Beiträge entſprechende Theilnahme an der Kaſſenverwaltung
eingeräumt werden.

59. Alle Beiträge der Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter zu den
in den F. 144. 169. der Gewerbeordnung und in den F. 57. 58. der gegen-
wärtigen Verordnung erwähnten Kaſſen und Einrichtungen ſowie die zu den-
ſelben von den ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden und von den Fabrik-Jnhabern
zu leiſtenden Beiträge und Vorſchüſſe können von den zur Zahlung verpflich
teten durch exekutiviſche Beitreibung im Verwaltungswege eingezogen werden.

VI. Jnnungsgebühren und Abgaben.
60. Die Gebühren und Abgaben, welche bisher 1) bei der Aufnahme

neuer Mitglieder in eine Jnnung von den Aufgenommenen und 2) bei der
Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge von dieſen oder von den Lehrherren
an verſchiedene Kaſſen und andere Hebungsberechtigte zu entrichten waren, ſind
ſofort einer Reviſion zu unterwerfen, und, ſoweit es noch nicht geſchehen, nach
den folgenden Beſtimmungen zu regeln.

F. 61. Zur Jnnnngskaſſe dürfen 1) bei der Aufnahme neuer Mitglieder
die bisherigen Aufnahme- Gebühren ſoweit ſolche den Satz von 5 Thlr. nicht
überſteigen bis nach erfolgter Reviſion der älteren Jnnungsſtatuten (F. 66.
dieſer Verordnung) forterhoben, dagegen 2) bei der Aufnahme und Entlaſſung
der Lehrlinge neben der Erſtattung der im ſ. 159. der Gewerbeordnung erwähn
ten baaren Auslagen keine Gebühren oder ſonſtige Zahlungen eingezogen werden.

62. Weder für mittelbare noch für unmittelbare Staatsbeamte dürfen
bei den im H. 60. bezeichneten Verhandlungen Gebühren oder Abgaben er-
hoben werden.

F. 63. Alle Zahlungen und Abgaben, welche bisher bei den im F. 60.
gedachten Veranlaſſungen an den Fiskus, an eine Gemeinde oder eine Orts-
Armenkaſſe zu entrichten waren, werden, ſoweit deren Aufhebung nicht bereits
durch den Artikel 40. der Verfaſſungsurkunde erfolgt iſt, hierdurch aufgehoben,
wogegen die dafür zu gewährenden Gegenleiſtungen wegfallen. Daſſelbe gilt
hinſichtlich der in jenen Fällen für andere Berechtigte (Kirchen, milde Stiftün
gen u. ſ. w.) erhobenen Zahlungen und Abgaben ſoweit dieſe Berechtigte
nicht nach (9. 64. 65. nachweiſen, daß ihre Hebungsrechte auf beſonderen
läſtigen Erwerbstiteln beruhen.

F. 64. Der Antrag auf Anerkennung eines Hebungsrechts auf Grund
eines läſtigen Erwerbstitels (F. 63.) muß bis zum Schluſſe des Jahres 1849
bei der Regierung ſchriftlich angemeldet werden. Geſchieht dies nicht, ſo geht
der Berechtigte ſeines Hebungsrechts von ſelbſt verluſtig.

9. 65. Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Anerkennung des Hebungs-
rechts (F. 64.) hat die Regierung durch die Communalbehörde mit Zuziehung
des Berechtigten und der betheiligten Jnnung erörtern zu laſſen. Nach Ver
legung der abgeſchloſſenen Verhandlungen entſcheidet das Plenum der Regie-
rung durch ein, mit Gründen auszufertigendes Neſolut darüber, ob und bis
zu welchem Betrage der Berechtigte zur Forterhebung der Abgabe befugt iſt.
Gegen dieſes Reſolut ſteht binnen einer präkluſiviſchen Friſt von ſechs Wochen
nach Zuſtellung der Ausfertigung deſſelben ſowohl dem Berechtigten wie der
betheiligten Jnnung der Rekurs an das Miniſterium für Handel Gewerbe
und öffentliche Arbeiten oder die Berufung auf rechtliches Gehör offen. Er-
greift ein Theil den Rechtsweg, ſo iſt auch der von dem anderen Theile ein
gewendete Rekurs im Rechtswege zu erledigen.
Fe 66. Die Statuten der älteren Jnnungen ſind nach Maaßgabe dieſer
Verordnung zu revidiren und abzuändern. Die revidirten Entwürfe müſſen
binnen drei Monaten den Regierungen, behufs der Feſtſtellung durch das Mini
ſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, eingereicht werden.

VII. Allgemeine Beſtimmungen.
F. 67. Ausländer ſind zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes ſoweit

ihnen nicht die Erlaubniß dazu in Erwiderung der im Auslande den dieſſeiti
gen Gewerbetreibenden entgegenſtehenden Beſchränkungen überhaupt zu verſagen
iſt, nur aus erheblichen Gründen zuzulaſſen. Ueber dieſe Gründe iſt vor der
Zulaſſung eines Ausländers jederzeit die Gemeinde des Ortes wo das Ge
werbe betrieben werden ſoll ingleichem die betheiligte Jnnung und der Ge-
werberath zu hören. Daſſelbe gilt, wenn von ausländiſchen Gewerbetreiben
den die Naturaliſation (9. 8. des Geſetzes vom 31. December 1842, Geſetz
Sammlung 1843 Seite 15.) beantragt wird. Die Beſtimmungen dieſes
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Paragraphen finden auf Angehörige deutſcher Staaten nur ſo lange Anwen-
dung, als nicht für dieſelben die gegenſeitige Zulaſſung der Gewerbetreibenden
zur Anſäſſigmachung und zum Gewerbebetriebe nach gleichen Grundſätzen ge
regelt iſt.

F. 68. Die polizeiliche Erlaubniß zum Handel mit gebrauchten Kleidern
oder Betten, mit gebrauchter Wäſche oder mit altem Metallgeräth, zum Be-
triebe des Pfandleihgewerbes, zur gewerbsmäßigen Vermittelung von Geſchäf-
ten oder zur Uebernahme von Aufträgen, namentlich zur Abfaſſung ſchriftlicher
Auffätze für Andere ſowie zum Gewerbe der Lohnlakaien und anderer Per
ſonen, welche auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder in Wirthshäuſern ihre
Dienſte anbieten (F. 49. der Gew. Ordn.), iſt zu verſagen, wenn die darüber
zu vernehmende Communalbehörde nach Anhörung der Gemeinde vertreter die
Nützlichkeit und das Bedürfniß des beabſichtigten Gewerbebetriebes nach den
örtlichen Verhältniſſen nicht anerkennt.

69. Oeffentliche Verſteigerungen neuer Handwerkerwaaren dürſen, ſo
weit ſie nicht im Wege der Exekution oder im Auftrage eines Gerichtes oder
einer anderen öffentlichen Behörde erfolgen nur mit beſonderer Genehmigung
der Communalbehörde des Verſteigerungs-Ortes ſtattfinden.

70. Wo nach der bisherigen Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerker-
waaren, welche nicht zu den Gegenſtänden des einem Jeden freigegebenen Wochen-
marktverkehrs gehören (9. 78. der Gew. Ordn.), nur von Bewohnern des
Marktortes auf dem Wochenmarkte verkauft werden durften, kann die Regie-
rung, nach Anhörung des Gewerberathes, den einheimiſchen Verkäufern die
Fortſetzung des herkömmlichen Wochenmarktverkehrs mit jenen Handwerker-
waagren geſtatten ohne auswärtige Verkäufer derſelben Waaren auf den Wochen
märkten zuzulaſſen (F. 75. der Gew. Ordn.)

F. 71. Einrichtungen nach welchen der Einkauf von Lebensmitteln auf
Wochenmärkten einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen Dauer
des Marktes ſondern nur während einer gewiſſen Zeit geſtattet wird dürfen
auch an Orten, wo ſolche noch nicht beſtehen (F. 79. der Gew. Ordn.), nach
Maßgabe des örtlichen Bedürfniſſes mit Genehmigung der Regierung einge-
führt werden.

C. 72. Die Ortspolizei- Obrigkeit iſt ermächtigt, die Bäcker und die
Verkäufer von Backwaaren anzuhalten, die Preiſe und das Gewicht ihrer
verſchiedenen Backwaaren für gewiſſe von ihr zu beſtimmende Zeiträume durch
einen von außen ſichtbaren Anſchlag am Verkaufs Lokale zur Kenntniß des
Publikums zu bringen. Dieſer Anſchlag iſt koſtenfrei mit dem polizeilichen
Stempel zu verſehen und täglich während der Verkaufszeit auszuhängen,
Ueberſchreitungen der erwähnten Taxen werden nach F. 186. der Gew. Ordn.
beſtraft.

9. 73. Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach polizeilich feſtgeſtell
ten oder von den Bäckern und Verkäufern an ihren Verkaufs-Lokalen ange-
ſchlagenen Taxen erlaubt iſt, kann die Ortspolizei Obrigkeit die Bäcker und
Verkäufer zugleich anhalten, im Verkaufslokale eine Waage mit den erforder
lichen geagichten Gewichten aufzuſtellen und die Benutzung derſelben zum Nach-
wiegen der verkauften Backwaaren zu geſtatten.

VIII. Strafbeſtimmungen.
d. 74.

47. 69. zuwiderhandelt, oder zu ihrer Umgehung durch Leihung ſeines Namens
mitwirkt, iſt mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß
bis zu drei Monaten zu beſtrafen. Jm Wiederholungsfalle kann außerdem auf
Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe des Gewerbes erkannt wer
den. Dieſelbe Strafbeſtimmung gilt für die Uebertretung der nach ſ. 26. von
der Regierung, oder von dem Miniſterium für Handel Gewerbe und öffent-
liche Arbeiten oder nach 29. 34. durch Ortosſtatuten getrofſenen Feſtſetzungen.

9. 75. Uebertretungen der 50. bis 52. werden mit einer Geldbuße
bis zu fünfhundert Thalern und im Falle des Unvermögens mit verhältniß-
mäßiger Gefängnißſtrafe beſtraft. Jm Wiederholungsfalle wird die Strafe
verdoppelt. Die Geldbußen fließen derjenigen Kaſſe zu, welcher die im ſ. 55.
erwähnten Forderungen nach den dort ertheilten Vorſchriften zufallen. Jede
rechtskräftige Verurtheilung wird auf Koſten des Verurtheilten durch das Amts
blatt und andere öffentliche Blätter derjenigen Kreiſe, in welchen derſelbe und
der betheiligte Arbeiter ihren Wohnſitz haben, bekannt gemacht.

F. 76. Die Verhältniſſe der zur Beſchaffung militairiſcher Bedürfniſſe
beſtimmten Werkſtätten und Fabriken der Militair- Verwaltung der Arbeiten
in öffentlichen Anſtalten und der öffentlichen Bauten mit Einſchluß der Feſtungs
Bauhöfe bleiben der beſonderen Regelung vorbehalten die Beſtimmungen der
gegenwärtigen Verordnung finden auf dieſelbe keine Anwendung.

F. 77. Alle der gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehenden allgemeinen
und beſonderen Beſtimmungen werden hierdurch außer Kraft geſetzt.

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem
Königlichen Jnſiegel.

Gegeben Charlottenburg, den 9. Februar 1849.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manteuffel

von Strotha. Rintelen. von der Heydt,
Für den Finanz Miniſter

Kühne. Graf von BülowVerordnung, betreffend die Errichtung von Gewerberäthen.

(Fortſetzung folgt.)

Wer den Verbots Beſtimmungen der 69. 23. 25. 31. 32. 33.
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